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Aufgrund der § 31 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Buchst. b und c des 
Weiterbildungsgesetzes vom 17. November 1995 (GVBl.  
S. 454), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetztes vom  
22. Dezember 2015 (GVBl. S. 461), BS 223-60, wird im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium des Innern und für Sport, 
dem Ministerium der Finanzen, dem Ministerium der Justiz, 
dem Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integra-
tion, dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt-
schaft und Weinbau, dem Ministerium für Bildung, dem 
Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit und dem Mi-
nisterium für Klimaschutz, Umwelt, Energie und Mobilität 
sowie nach Anhörung des Landesbeirats für Weiterbildung 
verordnet:

Artikel 1

Die Landesverordnung zur Durchführung des Weiterbil-
dungsgesetzes vom 5. Februar 1996 (GVBl. S. 111), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 11. Januar 2006 (GVBl.  
S. 24), BS 223-60-1, wird wie folgt geändert:

1.	 In § 1 wird die Verweisung „§ 30 WBG“ durch die Ver-
weisung „§ 30 des Weiterbildungsgesetzes (WBG) vom  
17. November 1995 (GVBl. S. 454, BS 223-60) in der je-
weils geltenden Fassung“ ersetzt. 

2.	 § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung:
	 „(2) Organisiertes Lernen findet in Maßnahmen statt, 

die zu einer bestimmten Thematik nach didaktischen 
und methodischen Prinzipien unter besonderer Be-
rücksichtigung des Lernverhaltens von Erwachsenen 
von dazu geeigneten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern geplant und durchgeführt werden. Die Zahl 
der Teilnehmenden an einer Maßnahme der Weiter-
bildung soll acht nicht unterschreiten und 60 nicht 
überschreiten. Die Untergrenze kann bei einem pro-
zentualen Anteil der Maßnahmen bis auf fünf Teilneh-
mende gesenkt werden. Der prozentuale Anteil sowie 
die Regelungen bezüglich der Teilnehmendenzahl bei 
Maßnahmen für Alphabetisierung und Grundbildung 

sind in der Eckwerteregelung vom 1. Januar 2023 in 
der jeweils gültigen Fassung festgelegt. Die Eckwerte-
regelung ist auf der Internetseite des für Weiterbildung 
zuständigen Ministeriums (www.weiterbildung.rlp.de) 
veröffentlicht.“

3.	 § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7
Einzugsbereich

Der überwiegende Einzugsbereich von Volkshochschu-
len, Einrichtungen der Weiterbildung und Landesorga-
nisationen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2, § 10 Abs. 2 Nr. 3 und  
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 WBG sowie von Heimvolkshoch-
schulen und Heimbildungsstätten nach § 8 Abs. 3 und 
§ 11 Abs. 2 WBG liegt in Rheinland-Pfalz, wenn, auf 
den Jahresdurchschnitt bezogen, mehr als 50 v.H. der 
an den Maßnahmen der Weiterbildung Teilnehmenden 
ihren Wohnsitz im Lande Rheinland-Pfalz haben.“

4.	 § 8 Satz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 8 erhält folgende Fassung:

„8. Kunst, kulturelle Bildung, kreatives Gestalten,“.
b)	 Die Nummern 10 und 11 erhalten folgende Fassung:

„10. Nachholen von Schulabschlüssen, Alphabetisie-
rung und Grundbildung und Deutsch als Zweit-
sprache,

11. 	 Einführung in eine Sportart und“.
c)	 Folgende Nummer 12 wird angefügt:

„12. Integrationskurse, sachgebietsübergreifende Maß-
nahmen (Interdisziplinäre Angebote, Vermittlung 
von Schlüsselqualifikationen).“

5.	 § 12 wird wie folgt geändert:
a)	 Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. 	Online-Maßnahmen werden bei der Verteilung der 
Zuwendungen zum Betrieb analog der Eckwerte-
regelung vom 1. Januar 2023  in der jeweils gülti-
gen Fassung berücksichtigt.“
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b)	 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden die Worte „mindestens acht“ 

durch die Worte „mehr als drei“ ersetzt.
bb) Satz 4 wird gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in 
Kraft.

Mainz, den 3. Juli 2023
Der Minister für Arbeit, Soziales,

Transformation und Digitalisierung
Alexander Schweitzer
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Mainz, den 5. Juli 2023
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer

Der Minister für Arbeit, Soziales, 
Transformation und Digitalisierung

Alexander Schweitzer

Aufgrund 
des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes vom 3. Dezember 1973 (GVBl. S. 375), geändert durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 7. Februar 1983 (GVBl. S. 17), 
BS 114-1, 
wird von der Landesregierung und 

aufgrund
des § 7 Abs. 1 des Bildungsfreistellungsgesetzes vom 30. März 
1993 (GVBl. S. 157), zuletzt geändert durch Artikel 20 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 461), BS 223-70, 
wird von dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Transforma-
tion und Digitalisierung 
verordnet:

Artikel 1

Die Landesverordnung zur Durchführung des Bildungsfrei-
stellungsgesetzes vom 8. Juni 1993 (GVBl. S. 338), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 30. Juli 2013 (GVBl. S. 277), 
wird wie folgt geändert:

1.	 § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5  
Zuständige Stel le 

	 Zuständige Stelle nach § 7 Abs. 1 BFG ist das Landesamt 
für Soziales, Jugend und Versorgung.“

2.	 In den §§ 10 und 11 werden jeweils die Worte „für die 
Angelegenheiten der Weiterbildung zuständigen Ministe-
rium“ jeweils durch die Worte „Landesamt für Soziales, 
Jugend und Versorgung“ ersetzt. 

3.	 In § 14 werden nach dem Wort „Vordrucks“ die Worte 
„beim Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung“ 
eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in 
Kraft.

D r i t t e  L a n d e s v e r o r d n u n g 
zur Änderung der Landesverordnung zur Durchführung 

des Bildungsfreistellungsgesetzes
Vom 5. Juli 2023
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